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psYchologie der moBilität

Der Begriff der Mobilität ist vielschichtig, bedeutet aber in 
allen Zusammenhängen so viel wie Beweglichkeit. Ziel der 
Mobilitätsforschung ist zunächst, das Mobilitätsverhalten zu 
beschreiben. Dazu muss die Frage beantwortet werden: Wel-
che Personen erzeugen zu welchen Zwecken, wann, wie oft 
und mit welchen Verkehrsmitteln auf welchen Routen Mobi-
lität? In den letzten Jahren wuchs außerdem das Bedürfnis, 
die Motive der Mobilität besser zu verstehen (insbesondere 
für den Freizeitbereich) und ihre Erscheinungsformen wirk-
sam beeinfl ussen zu können (insbesondere die Verkehrsmit-
telwahl). 
Während die Quote der mobilen Personen, die Zahl ihrer 
außerhäuslichen Aktivitäten und die unterwegs verbrachte 
Zeit über Jahrzehnte relativ stabil waren, vergrößerte sich 
der Aktionsradius durch die vermehrte Wahl des schnellen 
Verkehrsmittels Pkw pro Person und Tag. Diese Entwicklung 
spiegelt die der mobilitätsauslösenden Bestimmungsfaktoren 
wider: Hauptursachen der wachsenden Mobilität waren Be-
völkerungs- und Einkommenszuwächse, mehr Freizeit, die 
steigende Quote der Einpersonenhaushalte, räumliche Zer-
siedelungsprozesse und vor allem die höhere Pkw-Verfüg-
barkeit. Ausmaß und Erscheinungsform der Alltagsmobilität 
variieren mit Merkmalen der individuellen Lebenssituation 
(Alter, Phase im Lebenszyklus, Erwerbstätigkeit, Einkommen, 
Pkw-Verfügbarkeit), siedlungs- und wirtschaftsstrukturellen 
Gegebenheiten (Wohnstandort, Siedlungsstruktur, Nutzung-
sangebote, Verkehrsinfrastruktur) sowie gesellschaftlichen 
Entwicklungen (Individualisierung, Wertewandel).
Die regelmäßig wiederkehrende Mobilität zwischen Woh-
nung und Arbeits- bzw. Ausbildungsstätte wird in ihrer Ge-
samtheit als Berufsverkehr bezeichnet. Etwa drei Viertel der 
Berufstätigen in Deutschland legen diese Strecken mit dem 
Pkw zurück. Die Entfernungen haben dabei zugenommen, 
und die Anzahl der Pendler wächst. Erforscht wurden vor 
allem Zusammenhänge zwischen den Belastungen durch 
die Fahrt, dadurch entstehenden Beanspruchungen, der Lei-
stungsfähigkeit bei Arbeitsbeginn und langfristigen gesund-
heitlichen Beschwerden. 
Die Freizeitmobilität erzeugt mittlerweile die größte Ver-
kehrsleistung aller Verkehrszwecke. Erst in den letzten Jahren 
hat die Mobilitätsforschung dieser Entwicklung Rechnung 
getragen. In Deutschland wurde die alltägliche Freizeitmo-
bilität ebenso wie Freizeitverkehre an Wochenenden in einer 
Reihe von Verbundprojekten erforscht. Ergebnisse dieser 

Arbeiten sind einerseits umfassende Modelle zur Erklärung 
von Freizeitmobilität, andererseits Versuche zur Beschreibung 
von Zielgruppen für verhaltensbeeinfl ussende Maßnahmen.
Träger der Mobilität ist der motorisierte Individualverkehr 
(MIV): Etwa drei Viertel der gesamten Verkehrsleistung im 
Bereich des Personenverkehrs entfallen auf Pkw und Mo-
torräder. Die Dominanz des MIV gilt mit Ausnahme des 
Ausbildungsverkehrs, der überwiegend von Personen durch-
geführt wird, die noch keinen Zugriff auf einen Kraftwagen 
haben. Die starke Bevorzugung des Autos führt bekanntlich 
zu Verkehrs- und Umweltproblemen, die ihrerseits viele Un-
tersuchungen zur Verkehrsmittelwahl motiviert haben. Das 
ernüchternde Fazit lautet: Wer ein Auto besitzt, der benutzt 
es auch. In der Regel werden hier keine bewussten Ent-
scheidungen getroffen, sondern Gewohnheiten automatisch 
aktiviert. Natürlich hängt die Wahl des Verkehrsmittels auch 
von der Infrastrukturqualität des Öffentlichen Verkehrs (ÖV) 
ab. Leider gehen Steigerungsraten im ÖV durch verbesserte 
Angebote oft zu Lasten des nichtmotorisierten Verkehrs 
(„Kannibalismuseffekt“), während die Pkw-Besitzer weiter 
das Auto bevorzugen. In jüngster Zeit sucht man deshalb ge-
zielter nach Situationen, in denen die Wahl des Autos noch 
nicht so automatisiert sein kann (z.B. nach Umzügen in eine 
andere Stadt). Haben sich erst feste Gewohnheiten gebildet, 
lässt sich das Verhalten allein mit persuasiven Maßnahmen 
kaum noch beeinfl ussen.
Obwohl das Auto für viele Wege unbestreitbare Vorteile 
aufweist (leichte Verkettung verschiedener Aktivitäten, Un-
abhängigkeit von Fahrplänen und Haltestellen, Zeit- und 
Kostenvorteile, Transportmöglichkeiten für Güter etc.), über-
rascht doch die Einseitigkeit der Verkehrsmittelwahl ange-
sichts der hohen Umweltsensibilität. Diese zeigt sich in den 
Einstellungen, weniger in den Intentionen und noch weniger 
im Verhalten der Menschen. Als Erklärung für die Diskrepanz 
zwischen Einstellung und Verhalten konnten vor allem emo-
tionale Phänomene gefunden werden. 
Zusammenfassend muss festgestellt werden: Die Verände-
rung des Verkehrsmittelwahlverhaltens mit dem Ziel, nach-
haltige Verkehrssysteme zu fördern, ist schwer zu erreichen 
und kann deshalb nur eine Facette in den Bemühungen um 
Verkehrsverringerungen und -verlagerungen sein. Siedlungs-
planerische und städtebauliche Konzepte, zeitliche Entzer-
rungen des Verkehrs, aber auch die bessere Auslastung der 
Autos und Strategien zur Immissionsminderung von Pkw 
sind deshalb weitere wesentliche Ziele auf dem Weg zu einer 
nachhaltigeren Mobilität.
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monetäre lenkungsinstrumente im städtischen moBilitätsmanagement

In Deutschland sind monetäre Lenkungsinstrumente 
schon seit vielen Jahrzehnten im Einsatz: Kaum eine 
mittlere oder größere Stadt kommt heute noch ohne 
Parkraumbewirtschaftung aus, die Bauordnungen der 
Länder und kommunalen Stellplatzsatzungen sehen 
mehr oder weniger konsequente Instrumente zur Un-
terbringung des Verkehrsmittels Pkw bzw. zur Schaffung 
von Alternativen zum eigenen Pkw vor. Allerdings bezie-
hen sich diese Maßnahmen bislang mehrheitlich auf den 
ruhenden Verkehr. Im fl ießenden Verkehr entfalten mo-
netäre Lenkungs-instrumente wie Kfz-Steuer, Mineralöl-
steuer und Ökosteuer nur eine indirekte Wirkung auf das 
Verkehrsverhalten. Einzig die Lkw-Maut auf Autobahnen 
setzt als entfernungsabhängige (Schwer)verkehrsabgabe 
direkt beim Fahrverhalten an. 

Trotz vieler Argumente, die für eine stärkere Berücksich-
tigung von Preisinstrumenten auch beim privaten Auto-
verkehr in städtischen Ballungsräumen sprechen, stehen 
der Einführung solcher Instrumente gerade in einem po-
lyzentrisch strukturierten Land wie der Bundesrepublik 
auch gewichtige Einwände gegenüber. Diese beziehen 
sich auf das Ob einer solchen Maßnahme ebenso wie 
auf die Frage, wie Preisinstrumente konkret eingesetzt 
werden könn-ten. Angesichts von Standortkonkurrenzen 
zwischen benachbarten Kommunen könnte eine isolierte 
Einführung von Straßenbenutzungsgebühren in einer 
Kommune zu Verkehrsverlage-rungen und damit ver-
bundenen Kaufkraft- und Attraktivitätsverlusten führen. 
Die Einführung beispielsweise einer Pkw-Maut nur auf 
Bundesautobahnen würde ohne entsprechende Ge-
genmaßnahmen auf dem untergeordneten Straßennetz 
zwangsläufi g zu einer massiven Verdrängung von Ver-
kehrsströmen auch  ins kommunale Straßennetz führen, 

Es stellt sich vor diesem Hintergrund also die Frage, 
ob und ggfs. wie Straßenbenutzungsge-bühren in der 
(städtischen) Praxis erwogen werden könnten. Im Un-
terschied zu ordnungsrechtlichen Maßnahmen wie 
etwa Verkehrsverboten negieren sie allerdings nicht das 

konkrete Mobilitätsbedürfnis, sondern senden preisliche, 
d.h. marktkonforme Signale in Rich-tung einer alterna-
tiven Bedürfnisbefriedigung und stellen somit ein ver-
haltensbezogenes Steuerungsinstrument zur Verfügung. 
Dies lässt im Einzelfall auch den herkömmlichen, zu-meist 
autobasierten Verkehr zu, kann aber zumindest mittel- 
bis langfristig zu einer Verhaltensänderung führen, wie 
Beispiele aus Ländern mit Straßenbenutzungsgebühren 
(Großbritannien, Schweden, Norwegen etc.) belegen. 
Darüber hinaus können sie über die Ge-nerierung von 
Einnahmen die Finanzierung angebotsorientierter Alter-
nativen zum Pkw, die aufgrund der angespannten Situ-
ation der öffentlichen Haushalte ansonsten nur schwer 
reali-sierbar sind, ermöglichen.

Eine von Dr. Jens Schade und Denise Obst kürzlich in 
der Fachzeitschrift „Internationales Verkehrswesen „ 
veröffentliche Umfrage unter 22 europäischen Städten 
wie Berlin, Amster-dam, Genua, Madrid oder London 
zeigt, dass die Einführung eines „Road-Pricing“-Systems 
in etwa einem Drittel der Kommunen derzeit diskutiert 
wird. In zehn Städten ist aktuell eine Studie hierzu in 
Arbeit, zwei Städte befi nden sich bereits in der Pla-
nungsphase, in zwei weite-ren Städten wird bereits 
eine Straßenbenutzungsgebühr erhoben. Die Befra-
gung ergab zudem, dass die Maßnahmen zwar auch 
aus Umweltgesichtspunkten erwogen werden, in erster 
Linie aber zur Bekämpfung von Stauproblemen dienen 
sollen. Im Umkehrschluss ist es deshalb wahrscheinlich, 
dass Straßenbenutzungsgebühren vor allem dann in die 
Diskussion gebracht werden können, wenn die Städte 
mit nennenswerten Verkehrsproblemen zu kämpfen 
haben. Angesichts des zielgerichteten Effekts monetärer 
Lenkungsinstrumente, sollte dies andere Städte jedoch 
nicht davon abhalten, zu untersuchen, inwieweit die Re-
gulierung des innerstäd-tischen fl ießenden Verkehrs mit 
Hilfe einer City-Maut eine mögliche Maßnahme wäre, 
um wahrnehmbare Änderungen im Verkehrsverhalten 
zu initiieren.


